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Verordnung vom 5. Oktober 1967 über das Statut der Gesell­
schaftlichen Räte bei den Vereinigungen Volkseigener Be­
triebe (GBl. II Nr. 95 S. 693),

Beschluß vom 5. Oktober 1967 über die Ordnung für die 
Tätigkeit der Gesellschaftlichen Räte bei den Vereinigungen 
Volkseigener Betriebe (GBl. II Nr. 95 S. 696),

Verordnung vom 16. Oktober 1968 über die Bildung und Rechts­
stellung von volkseigenen Kombinaten (GBl. II Nr. 121 S. 963),

Beschluß vom 11. Dezember 1968 über das Ausgleichsverfah­
ren für volkseigene Betriebe (GBl. II Nr. 133 S. 1073),

Beschluß vom 21. Mai 1969 über die Verwirklichung des öko­
nomischen Systems des Sozialismus bei der Bildung von 
volkseigenen Kombinaten in Industrie und Bauwesen und die 
Gestaltung der Beziehungen zwischen den volkseigenen Kom­
binaten und ihren Betrieben für 1969/1970 (GBl. II Nr. 46 
S. 293),

Beschluß vom 10. Dezember 1969 zur weiteren Gestaltung 
der Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Kom­
binate im Planjahr 1970 (GBl. II 1970 Nr. 5 S. 19),

Beschluß vom 16. April 1970 über die „Vorläufige Ordnung 
für die Arbeit des wissenschaftlich-ökonomischen Rates beim 
Direktor des volkseigenen Kombinats“ — Auszug — (GBl. II 
Nr. 48 S. 351).

Berlin, den 28. März 1973

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

S t о p h 
Vorsitzender

Anordnung
über die Planung, Finanzierung und Abrechnung 

des Liegenscbaftswesens

vom 12. März 1973

Im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen sowie in 
Übereinstimmung mit dem Zentralvorstand der Gewerkschaft 
der Mitarbeiter der Staatsorgane und der Kommunalwirt­
schaft wird folgendes angeordnet:

§1

Geltungsbereich

Die Bestimmungen dieser Anordnung gelten für die Lie­
genschaftsdienste der Räte der Bezirke (nachfolgend Liegen­
schaftsdienst genannt), soweit durch den Rat des Bezirkes 
eine entsprechende Entscheidung gemäß § 2 Abs. 1 getroffen 
wurde.

§ 2

Grundsätze

(1) Die Anwendung der Planung, Finanzierung und Ab­
rechnung des Liegenschaftsdienstes wird nach einer Analyse 
des erreichten Entwicklungsstandes und der Effektivität der 
eingesetzten Kräfte und Haushaltsmittel durch den Rat des 
Bezirkes festgelegt.

(2) Mit der Anwendung der Planung, Finanzierung und 
Abrechnung ist die Verantwortlichkeit des Leiters des Lie­
genschaftsdienstes für die Aufstellung, Erfüllung, Abrech­
nung und Kontrolle der Pläne zu verstärken, die politisch- 
ideologische Wirksamkeit der Leitungstätigkeit zu verbes­
sern und die Effektivität der eingesetzten Kräfte und Haus­
haltsmittel nachweisbar zu erhöhen.

(3) Der Liegenschaftsdienst bleibt auch bei Anwendung der 
Planung, Finanzierung und Abrechnung Haushaltsorganisa­
tion.

Planung, Finanzierung und Durchführung

§3

(1) Grundlage der Planung, Finanzierung und Abrechnung 
sind die durch den Ministerrat festgelegten Hauptaufgaben 
des Liegenschaftsdienstes. Auf dieser Grundlage ist die Effek­
tivität der eingesetzten materiellen und finanziellen Mittel 
sowie die Nutzung des Arbeitszeitfonds nachzuweisen.

(2) Der Leiter des Liegenschaftsdienstes ist dafür verant­
wortlich, daß die Leistungen und Arbeitsergebnisse erfaßt 
und nachgewiesen werden.

(3) Der Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres des 
Rates des Bezirkes regelt die Kontrolle der Durchführung 
und Abrechnung der Pläne sowie die Berichterstattung des 
Leiters des Liegenschaftsdienstes über die Erfüllung der Auf­
gaben.

§4

(1) Der Leiter des Liegenschaftsdienstes stellt jährlich nach 
Maßgabe des Volkswirtschaftsplanes sowie der Beschlüsse des 
Bezirkstages und des Rates des Bezirkes den Plan der Auf­
gaben und den Haushaltsplan auf. Die Pläne werden durch 
den Rat des Bezirkes im Rahmen des von dem Bezirkstag be­
schlossenen Gesamtplanes bestätigt.

(2) Der Plan der Aufgaben des Liegenschaftsdienstes ist 
nach konkreten Verantwortungsbereichen unter besonderer 
Berücksichtigung der Hauptaufgaben aufzustellen. Der Plan 
der Aufgaben bildet die Grundlage für die Durchführung des 
sozialistischen Wettbewerbs und von Leistungsvergleichen. 
Weitere Festlegungen für den Plan der Aufgaben ergeben 
sich aus der Anlage.

(3) Der Haushaltsplan des Liegenschaftsdienstes ist brutto 
nach Einnahmen und Ausgaben gemäß der Methodik für die 
Aufstellung des Staatshaushaltsplanes aufzustellen.

(4) Die kassenmäßige Durchführung des Haushaltes im ein­
zelnen richtet sich nach der Ersten Durchführungsbestim­
mung vom 16. Juni 1969 zum Gesetz über die Staatshaushalts­
ordnung der Deutschen Demokratischen Republik — Kassen­
ordnung des Staatshaushaltes — (GBl. II Nr. 53 S. 353).

§5

(1) Die Bereitstellung von Mitteln an den Liegenschafts­
dienst erfolgt nach Maßgabe des durch den Rat des Bezirkes 
bestätigten Haushaltsplanes.

(2) Werden dem Liegenschaftsdienst während der Plan­
durchführung zusätzliche Aufgaben übertragen, ist durch den 
Rat des Bezirkes zu entscheiden, welche weiteren Mittel be­
reitgestellt oder welche Aufgaben zurückgestellt werden 
müssen.

Materielle Interessiertheit

§ 6

(1) Der Liegenschaftsdienst bildet einen Prämien-, Kultur- 
und Sozialfonds.


